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Der Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung Bonn, den 4. Mai 1961 

— TIla5/1262/61 — 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Heimarbeitsgesetz 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Vogt und Genossen 
— Drucksache 2653 — 


Die kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 

Zu Frage 1 

Nach Angaben der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung, die sich auf 
die Auszählungen der Arbeitsämter stützen, betrug 
die Gesamtzahl der im Bundesgebiet einschließlich 
Berlin in Heimarbeit Beschäftigten am 30. Septem- 
ber 1960 202 913. Diese Zahl ergibt jedoch kein 
umfassendes Bild. Einmal liegen ihr die Meldungen 
der ihrer Meldepflicht nicht in vollem Umfange 
nachkommenden Auftraggeber zugrunde. Zum an- 
deren sind in ihr auch nicht die mithelfenden Fa- 
milienangehörigen enthalten. Der wirkliche Umfang 
der Heimarbeit dürfte daher noch etwas größer 
sein. Ferner erfaßt sie nicht die fremden Hilfskräfte 
von Hausgewerbetreibenden, auf die sich der Schutz 
des Heimarbeitsgesetzes ebenfalls erstrecken kann. 
Ihre Zahl dürfte mindestens 50 000 betragen. Mit 
diesen Vorbehalten wird im einzelnen auf die als 
Anlage 1 beigefügte Übersicht verwiesen, die den 
Umfang der Heimarbeit — aufgeschlüsselt nach 
Wirtschaftszweigen bzw. -gruppen und Räumen — 
angibt. Das zahlenmäßige Schwergewicht liegt hier- 
nach mit 53 016 in Heimarbeit Beschäftigten im Land 
Bayern. Ihm folgen die Länder Nordrhein-Westfalen 
mit 47 814, Baden- Württemberg mit 46 088 und in 
weiterem Abstand Hessen mit 15 987, Berlin mit 
15 190 und Niedersachsen mit 10 817. Praktisch be- 
deutungslos ist die Heimarbeit im Saarland mit 37 
in Heimarbeit Beschäftigten. 


Zu Frage 2 

Die ersten Angaben über den Umfang der Heim- 
arbeit im Bundesgebiet einschließlich Berlin liegen 
für das Jahr 1954 vor. Am 30. September 1954 be- 
trug nach den Feststellungen der Bundesanstalt die 
Gesamtzahl der in Heimarbeit Beschäftigten 163 358. 
Verglichen mit der für 1960 angegebenen Zahl er- 
gibt sich somit eine Zunahme des statistisch erfaß- 
ten Gesamtumfangs der in Heimarbeit Beschäftigter 
um 39 555. An dieser Zunahme sind — wenn aach 
unterschiedlich — fast alle Wirtschaftszweige bzw. 
-gruppen beteiligt. Steigerungen größeren Aus- 
maßes finden sich im Bekleidungsgewerbe, in der 
Eisen-, Stahl- und Metallwarenindustrie einschließ- 
lich der Elektrotechnik und insbesondere in der Her- 
stellung von Kunststoffteilen und -waren und in der 
chemischen Industrie. Daß infolge der zunehmenden 
Verknappung der Arbeitskräfte größere Teile der in 
Heimarbeit Beschäftigten zur Betriebsarbeit über- 
gehen und ihre Zahl deshalb absinken würde, hat sich 
nicht bestätigt. Es sprechen sogar Anzeichen dafür, 
daß infolge des allgemeinen Arbeitskräftemangels 
die Mobilisierung weiterer Heimarbeitskräfte in 
steigendem Maße versucht wird. 

Zu Frage 3 

Vorab ist zu bemerken, daß die Durchführung der 
allgemeinen Schutzvorschriften sowie auch des Ent- 
geltschutzes in die Zuständigkeit der Länder fällt, 
während die Entgeltregelung den paritätisch besetz- 
ten Heimarbeits- und Entgeltausschüssen unter Zu- 
stimmung der zuständigen Arbeitsbehörde — zum 
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Teil der Länder und zum Teil des Bundes — Vor- 
behalten ist. 

Zu a) 

Was die allgemeinen Schutzvorschriften betrifft — 
es handelt sich hier insbesondere um die Verpflich- 
tung zur listenmäßigen Ausweisung aller mit Heim- 
arbeit beschäftigten Personen gegenüber den zu- 
ständigen behördlichen Stellen sowie zur Führung 
ins einzelne gehender Entgeltverzeichnisse und Ent- 
geltbelege durch die Auftraggeber — , so stimmen 
die jährlichen Berichte der Länder darin überein, 
daß die gesetzlichen Verpflichtungen trotz ständiger 
Aufklärungsarbeit der zuständigen Stellen in zahl- 
reichen Fällen nicht eingehalten werden. Dies hat 
zu einer erheblichen Zahl von Beanstandungen, 
Verwarnungen und in hartnäckigen Fällen auch 
Anzeigen mit nachfolgenden Strafverfahren geführt. 
Die Einhaltung dieser Bestimmungen bringt zwar 
eine gewisse zusätzliche Arbeits- und Kostenbela- 
stung der Heimarbeitvergebenden mit sich. Wie die 
Erfahrungen zeigen, muß auf ihre Einhaltung jedoch 
streng geachtet werden, da nur so der Schutz der 
Heimarbeit, der die Kenntnis der mit Heimarbeit 
Beschäftigten sowie der ihnen gezahlten Entgelte 
voraussetzt, auch tatsächlich gewährleistet ist. 

Zu b) 

Die für die verschiedenen Heimarbeitszweige er- 
richteten Heimarbeitsausschüsse haben im Laufe der 
Jahre insgesamt 277 bindende Festsetzungen erlas- 
sen, von denen sich 231 mit der Entgelthöhe, 46 
mit sonstigen Vertragsbedingungen, insbesondere 
dem Urlaub, befassen. 

Obwohl das Gesetz den Heimarbeitsausschüssen, 
die für alle Gewerbezweige und Beschäftigungs- 
arten zu errichten sind, in denen Heimarbeit in nen- 
nenswertem Umfang geleistet wird, in erster Linie 
die Aufgabe übertragen hat, auf das Zustandekom- 
men von Tarifverträgen hinzuwirken, wurde sehr 
schnell deutlich, daß Tarifabschlüsse nur schwer zu 
erreichen waren. Der Schwerpunkt der Tätigkeit 
der Heimarbeitsausschüsse lag daher auf dem Ge- 
biet der Regelung der Entgelte im Wege der bin- 
denden Festsetzung. 

In der ersten Zeit bemühten sich die Ausschüsse 
in den verschiedenen Zweigen erst einmal um ein- 
heitliche Entgeltgrundlagen, da die tatsächlichen 
Entgelte mangels ausreichender Regelungen stark 
auseinander gelaufen waren. Hierbei war es viel- 
fach nicht möglich, sofort eine Regelung zu finden, 
die einem angemessenen Verhältnis zum betrieb- 
lichen Gesamtlohnstand entsprach. Mit der Weiter- 
entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse wurde jedoch auch dieses Bemühen im 
großen und ganzen erfolgreich fortgesetzt. 

Daß ein solches Vorgehen auf Gebieten, die in 
starkem Maße mit technischen Hilfsmitteln (Näh- 
maschinen, Webstühle und dergleichen), wie bei- 
spielsweise im Bekleidungs- und Textilgewerbe, ar- 
beiten und der industriellen Fertigung näherstehen, 
auf geringere Schwierigkeiten gestoßen ist als auf 
Fertigungsgebieten, bei denen die reine Handarbeit 
ausschlaggebend ist (z. B. Handstickerei, Hand- 


strickerei und Handhäkelei, Handnähen von Stoff- 
und Lederhandschuhen), ist eine immer wieder be- 
obachtete Tatsache. Die größeren Schwierigkeiten 
in den letztgenannten Zweigen sind einmal darauf 
zurückzuführen, daß gerade die reinen Handarbeits- 
erzeugnisse besonders starker Ex- und Importkon- 
kurrenz der Staatshandelsländer und der Länder des 
Fernen Ostens unterliegen, und zum anderen auf 
die begrenzte Aufnahmebereitschaft für derartige 
Erzeugnisse, insbesondere wenn diese erheblich 
teurer sind als mechanisch hergestellte Artikel. 
Hinzu kommt, daß auf dem Gebiet der Handarbeiten 
die Heimarbeit vielfach von solchen Heimarbeitern 
ausgeübt wird, die in ihr nur eine Zusatzverdienst- 
möglichkeit zur Pension, Rente oder zum Arbeits- 
einkommen des Ehemannes isehen. Unter solchen 
Umständen sahen sich die Heimarbeitsausschüsse 
manchmal vor die Frage gestellt, ob es nicht mehr 
im Interesse des beteiligten Personenkreises liegt, 
die Entgelte niedriger zu lassen als die Heimarbeit 
durch Festsetzung höherer Entgelte zum Erliegen zu 
bringen, oder auf einzelnen Gebieten sogar von 
einer Entgeltfestsetzung überhaupt abzusehen. So 
erklärt sich, daß die Entgeltanhebung auf den ver- 
schiedenen Gebieten ein unterschiedliches Maß^ auf- 
weist. Auf den schwierigeren Gebieten konnten die 
Entgelte zwar auch gegenüber der Zeit vor 1945 um 
mindestens 100 v. H. erhöht werden. Doch sind sie 
hier — gemessen am Gesamtlohnstand — vereinzelt 
noch niedrig. 

Zu den Eigentümlichkeiten der Entgeltregelung in 
der Heimarbeit gehört, daß die Entgelte in der 
Regel als Stückentgelte auf der Grundlage von 
Stückzeiten festzusetzen sind, oder daß neben den 
Entgeltsätzen Fertigungszeiten festgelegt werden 
müssen, eine besonders schwierige Tätigkeit, der 
sich die Ausschüsse in erheblichem Umfang eben- 
falls angenommen haben. Die aus dieser Tätigkeit 
resultierenden detaillierten Regelungen haben zwar 
in der Öffentlichkeit vereinzelt Anstoß erregt, sie 
sind jedoch unerläßlich, da Heimarbeiter keine fest- 
liegende Arbeitszeit haben, und nur so, insbeson- 
dere auf Gebieten, in denen eine Vielfalt von Tä- 
tigkeiten in Betracht kommt, wie beispielsweise bei 
der Herstellung von Bekleidung oder Spielwaren, 
die angestrebte Bezahlung erreicht werden kann. 

Ein Sonderproblem der Heimarbeit ist die Gleich- 
stellung. Nach dem Heimarbeitsgesetz, das unmit- 
telbar nur den Heimarbeiter und den kleinen Haus- 
gewerbetreibenden erfaßt, können auch größere 
Hausgewerbetreibende sowie andere im Lohnauf- 
trag arbeitende Gewerbetreibende, die infolge ihrer 
wirtschaftlichen Abhängigkeit eine ähnliche Stel- 
lung wie Hausgewerbetreibende einnehmen, und 
Zwischenmeister gleichgestellt werden, wenn dies 
wegen ihrer Schutzbedürftigkeit gerechtfertigt er- 
scheint. Auch nach den Heimarbeitsgesetzen von 
1934/1939 waren Gleichstellungen möglich. Sie sind 
für nahezu sämtliche Gewerbezweige erlassen wor- 
den und gelten nach allgemeiner Rechtsauffassung 
auch nach Erlaß des Heimarbeitsgesetzes von 1951 
weiter. Die Heimarbeitsausschüsse hatten daher nur 
in verhältnismäßig geringem Umfang Veranlassung, 
neue Gleichstellungen zu erlassen. Als eine wichtige 
Aufgabe erwies sich aber die Überprüfung der vor- 
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handenen Gleichstellungen. Gleichstellungen sind 
nicht angebracht, wo es sich um Personenkreise 
handelt, die auch ohne den Schutz des Heimarbeits- 
gesetzes „lebensfähig" sind, d. h. sowohl selbst ein 
ausreichendes Einkommen erzielen wie auch ihre 
Hilfskräfte angemessen bezahlen können, und die 
durch einen Schutz, dessen sie nicht bedürfen, in 
ihrer wirtschaftlichen Entwicklung gehemmt oder 
gar geschädigt würden. Es kommt also darauf an, 
die Gleichstellungen in Anpassung an die jeweilige 
Entwicklung so zu handhaben, daß einerseits not- 
wendiger Schutz gewährt, andererseits dieser Schutz 
nicht unnötig ausgedehnt und zum Hemmnis selb- 
ständiger wirtschaftlicher Entfaltung gemacht wird. 

Auf dem Gebiet der sonstigen Vertragsbedin- 
gungen haben sich die Heimarbeitsausschüsse be- 
sonders der eingehenden Regelung des Urlaubs an- 
genommen. Die bindenden Urlaubsregelungen ent- 
halten wegen der besonderen Verhältnisse in der 
Heimarbeit ins einzelne gehende Bestimmungen 
über Dauer und Berechnung des Urlaubs sowie Be- 
rechnung und Auszahlung des Urlaubsgeldes und 
beziehen — soweit erforderlich — auch Hausge- 
werbetreibende und gleichgestellte Personen ein. 
Der Urlaub beträgt mindestens 12 Werktage jähr- 
lich und das Urlaubsgeld dementsprechend 4 v. H. 
des reinen Arbeitsentgelts. Etwa V3 der in Heim- 
arbeit Beschäftigten dürften von bindenden Urlaubs- 
regelungen erfaßt sein. 

Die Beratungen in den paritätisch besetzten Heim- 
arbeitsausschüssen haben fast ausnahmslos zu ein- 
stimmigen Beschlüssen geführt. Zwischen den Ver- 
tretern der Auftraggeber und der Beschäftigten ist 
also im wesentlichen Übereinstimmung erzielt wor- 
den. 

Zu c) 

Die Durchfühung des Entgeltschutzes wird — den 
gesetzlichen Bestimmungen entsprechend — durch 
Entgeltprüfer wahrgenommen, die neben der Befol- 
gung der allgemeinen Schutzvorschriften [vgl. unter 
a)] vor allen Dingen die richtige — dem Tarifver- 
trag, der bindenden Festsetzung oder einer noch 
geltenden Tarifordnung entsprechende — Entgelt- 
zahlung zu überwachen haben. Darüber hinaus ha- 
ben sie auf Antrag Hilfe bei der Errechnung der tat- 
sächlichen Stückentgelte zu leisten. 

Bei den Kontrollen der Entgeltüberwachungsstel- 
len hat sich immer wieder herausgestellt, daß in 
zahlreichen Fällen die Bestimmungen über die Ent- 
gelte, zu denen auch Urlaubs- und Feiertagsgelder 
und die Leistungen nach § 5 des Gesetzes zur Ver- 
besserung der wirtschaftlichen Sicherung der Arbei- 
ter im Krankheitsfalle gehören, nicht eingehalten 
werden, über den Umfang der beanstandeten Min- 
derbeträge liegen zwar nicht für alle Länder lau- 


fende Meldungen vor. Doch läßt sich aus den vor- 
liegenden Angaben über die Jahre 19v58 und 1959 
entnehmen, daß der Gesamtbetrag der festgestellten 
Minderbeträge im Bundesgebiet einschließlich Ber- 
lin für das Jahr 1958 bei etwas über 1,5 Millionen 
DM und für das Jahr 1959 bei etwas über 1,2 Mil- 
lionen DM liegt. Die Minderbeträge betreffen in 
einer bedeutenden Zahl das Urlaubs- und Feiertags- 
geld und die Leistungen nach § 5 des Gesetzes zur 
Verbesserung der wirtschaftlichen Sicherung der Ar- 
beiter im Krankheitsfalle. 

Aus den für einen Zeitraum von 6 bis 9 Jahren 
vorliegenden Meldungen einzelner Länder mit be- 
deutendem Anteil an in Heimarbeit Beschäftigten 
läßt sich entnehmen, daß der Umfang der festge- 
stellten Minderbeträge im Laufe der Jahre zwar 
nicht wesentlich größer geworden ist, aber auch eine 
eindeutig rückläufige Tendenz nicht vorliegt. Dem- 
zufolge ist anzunehmen, daß eine ständige Über- 
wachungstätigkeit zur Sicherung der berechtigten 
Forderungen der in Heimarbeit Beschäftigten not- 
wendig ist. 

Was die Nachzahlung der Minderbeträge betrifft, 
so ergeben die Berichte der Länder, daß der größte 
Teil ohne Inanspruchnahme der Gerichte erreicht 
werden konnte. Vielfach genügte die Feststellung 
der Entgeltprüfer und ein entsprechender Hinweis 
auf die gesetzlichen Bestimmungen und die bindend 
festgesetzten Regelungen. 

Als nicht zu unterschätzendes Mittel zur Vermei- 
dung von Minderentlohnung hat sich die Berech- 
nungshilfe von Fachentgeltprüfern erwiesen, die 
auf Antrag sowohl der Auftraggeber als auch der 
in Heimarbeit Beschäftigten zu leisten ist. 

Welche Bedeutung der Berechnungshilfe im Rah- 
men des Entgeltschutzes beigemessen wird, mag der 
Umstand beleuchten, daß die Länder ihre, Fachent- 
geltprüfer zu gemeinsamen Tagungen zusammen- 
rufen, in denen die Probleme der Entgeltberech- 
nung und -prüfung im einzelnen erörtert werden. 

Zusammenfassend kann zur Frage der Erfahrun- 
gen auf dem Gebiet des Entgeltschutzes gesagt wer- 
den, daß die gesetzlichen Bestimmungen einen sehr 
wesentlichen Beitrag zu angemessener Bezahlung 
der in Heimarbeit Beschäftigten leisten. Ein voll 
wirksamer Schutz würde durch einen weiteren Aus- 
bau der Entgeltüberwachung gefördert werden kön- 
nen; dies trifft ebenso für die Durchführung der 
allgemeinen Schutzvorschriften zu. 

Zu Frage 4 

über Art und Zahl der z. Z. bestehenden Heim- 
arbeits- und Entgeltausschüsse gibt die als Anlage 2 
beigefügte Übersicht Aufschluß. 


Blank 
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Anlage 1 


Die beschäftigten Heimarbeiter nach Landesarbeitsamtsbezirken und Wirtschaftszweigen 

am 30. September 1960 




Beschäftigte Heimarbeiter (Männer und 

Wirtschaftszweig 

(mit mehr als 1000 beschäftigten Fieimarbeitern im Bundesgebiet) 

Bundes- 

gebiet 

Schles- 

wig- 

Holstein 

Hamburg 

Nieder- 

sachsen 



1 

2 

3 

4 

21 a 

Textilgewerbe 

41 583 

337 

557 

2 979 

36 

Schneiderei, Näherei usw 

22 227 

350 

769 

1 679 

13a 

Eisen-, Stahl- und Metallwarenindustrie 

16 379 

12 

16 

149 

34 

Tabakindustrie 

13 897 

1 

6 

530 

24 

Ledergewerbe 

10 403 

16 

5 

458 

22 

Papiererzeugung und -Verarbeitung 

9 172 

110 

88 

473 

28 a 

Böttcherei, Drechslerei und sonstige Schnitzstoffverarbeitung 

8 981 

50 

48 

711 

38 a 

Sonstiges Bekleidungsgewerbe 

8 423 

71 

91 

797 

18 

Elektrotechnik 

7 999 

35 

28 

188 

13b 

Schmuckwarenherstellung einschließlich Bearbeitung von 
Edelsteinen 

7 481 

2 




20 b 

Herstellung von Kunststoffteilen und -waren 

6 854 

75 

67 

356 

29 b 

Spielwarenherstellung 

5 362 

12 

— 

52 

41/42 

Handels- und Handelshilfsgewerbe ... 

4 733 

202 

211 

440 

37 

Schuhmacher und Schuhindustrie 

3 483 

20 

6 

144 

19 

Feinmechanik und Optik 

3 210 

4 

6 

30 

20 a 

Chemische Industrie 

2 775 

35 

30 

121 

25 

Kautschuck- und Asbestverarbeitung 

2 260 

32 

33 

697 

23 a 

Druck- und Vervielfältigungsgewerbe 

1 888 

26 

39 

73 

10 

Glasindustrie 

188 

1 ' 

4 

31 

32 b 

Fischindustrie 

1 344 ■ 

990 ^ 

1 

352 

39 c 2 

Polstermöbelherstellung 

1 055 

29 

5 

1 

29 a 

Musikinstrumentenherstellung 

1 036 

1 ^ 

; 2 

1 

17al 

Maschinen-, Apparate- und Armaturenbau 

1 003 

! 


6 

übrig' 

e Wirtschaftszweige 

4 290 

63 

1 

79 

549 

Alle Wirtschaftszweige 

187 723 

1 1 

2 488 

2 091 

1 

10817 


0 darunter Tischlerei, Keramische Industrie, Friseurgewerbe, Wäscherei, Färberei, chemische Reinigung, Geld-, Bank- 
und Versicherungswesen 2207 
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Frauen) 


Bremen 

Nord- 

rhein- 

West- 

falen 

Hessen 

Rhein- 

land- 

Hessen- 

Nassau 

Pfalz 

Baden- 

Würt- 

temberg 

Nord- 

bayern 

Süd- 

bayern 

Saar 

außer- 

dem 

Berlin 

(West) 

5 

6 

7 

8 

9 

1 10 

11 

12 

13 

14 

67 

7 604 

3 754 

457 

115 

12918 

7 110 

5 676 

9 

699 

107 

5 546 

1 771 

195 

31 

3 637 

4 973 

3 158 

11 

11 231 

21 

9 808 

582 

584 

24 

2 956 

1 804 

423 

— 

92 

3 

11 635 

560 

— 

8 

1 033 

117 

1 

3 

— 

6 

382 

3712 

591 

98 

1 709 

1 548 

1 878 

— 

166 

106 

1 121 

696 

240 

125 

3 937 

1 430 

846 

— 

616 

9 

685 

263 

103 

34 

1 041 

5 603 

431 

— 

26 

19 

2 586 

556 

47 

30 

2 704 

524 

995 

3 

976 

19 

2 763 

501 

210 

148 

2 346 

1 425 

332 

4 

191 

1 

9 

44 

3 172 

22 

2 703 

17 

1 511 


2 

11 

1 176 

840 

303 

10 

1 484 

1 431 

1 101 



185 

— 

78 

213 

171 

1 

5 

1 083 

3 119 

629 , 



^70 

102 

1 108 

654 

56 1 

30 

1 021 

436 

468 

5 

232 

— 

265 

157 

1 

1 697 

910 

128 

156 

— 

108 

— . 

153 

60 

1 

— 

2 706 

148 

103 


42 

4 

629 

393 

51 

8 1 

865 

453 

186 

— 

105 

2 

405 

556 

18 

— 

378 

47 

92 

— 

152 

20 

526 

231 

50 

26 

550 

227 

120 


75 

— 

41 

25 

6 

4 

131 

342 

1 300 

— 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

^ — 

— 

— 

— 

— 

— 

199 

5 

1 

— 

271 

416 

128 

— 

4 

— 

3 

85 

— 

— 

427 

399 

119 

— 

14 

1 

260 

76 

23 

1 

480 

76 

65 

— 

15 

128 

831 

253 

61 

4 

798 

1 052 

470 

2 

188 

626 

47 814 

15 987 

6 339 

2 420 

46 088 

32 825 

20 191 

37 

15 190 
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Anlage 2 


Übersicht 

über die bisher errichteten Heimarbeits- und Entgeltausschüsse 


A. Heimarbeitsausschüsse 

I. Heimarbeitsausschüsse (HA), deren Zuständig- 
keitsbereich sich auf das Bundesgebiet ein- 
schließlich Berlin erstreckt 

1. HA für die Herstellung von Damenoherbeklei- 
dung und verwandten Erzeugnissen 

2. HA für die Herstellung von Herren- und Kna- 
benoherbekleidung und veirwandten Erzeugnis- 
sen 

3. HA für die Herstellung von Wäsche und ver- 
wandten Erzeugnissen 

4. HA für die Herstellung von Dienstbekleidung 
(Bundesbahn, Bundespost, Polizei, Feuerwehr 
usw.) 

5. HA für die Herstellung von Oberbekleidung, 
Unterkleidung und Sportbekleidung aus ge- 
wirkten und gestrickten Stoffen 

6. HA für die Herstellung von Krawatten 

7. HA für die Handstrickerei und Handhäkelei 

8. HA für die Herstellung von Handschuhen (aus- 
genommen Lederhandschuhe) 

9. HA für die Herstellung von Lederhandschuhen 

10. HA für die Kunstblumen- und Schmuckfedern- 
herstellung 

II. HA für die Weißstickerei (Stickerei nach Fran- 
kenwälder Art) 

12. HA für Buntstickerei und sonstige Tapisserie- 
arbeiten 

13. HA für Maschinenstickerei 

14. HA für Filetstopfen und Tülldurchzugarbeiten 

15. HA für die Herstellung von Posamenten und 
Uniformausstattungsgegenständen 

16. HA für die Herstellung von Netzen aller Art 

17. HA für Knöpfe, Schnallen und Schließen für 
Bekleidung und Wäsche 

18. HA für die Herstellung von Lampenschirmen 

19. HA für die Herstellung von Tüten und Beuteln 

20. HA für die Herstellung von Etiketten und Sie- 
gelmarken und für die Herstellung von Glück- 
wunschkarten 

21. HA für die Herstellung von Grün- und Grau- 
korbwaren 

22. HA für die Herstellung von Weißkorbwaren 
aus Weide und Rohr 


23. HA für die Stuhl- und Rahmenflechterei 

24. HA für die Herstellung von Klein- und Kleinst- 
korbwaren 

25. HA für die Herstellung von Korbmöbeln und 
Kinderwagen 

26. HA für die Bürsten-, Besen- und Pinselherstel- 
lung 

27. HA für die Eisen-, Metall- und Elektroindustrie 

28. HA für die Herstellung von Schmuckwaren 
nach Gablonzer Art 

29. HA für die Herstellung von Glaskurz- und Kri- 
stallglaswaren nach Gablonzer Art 

30. HA für Adressenschreiben, Abschreibearbeiten 
und ähnliche Arbeiten 

II. Heimarbeitsauschüsse (HA), deren Zuständig- 
keit sidi auf das Gebiet mehrerer Länder er- 
streckt 

1. HA für die Herstellung von Obst- und Ge- 
müsekonserven 

Räumlicher Zuständigkeitsbereich: Baden-Würt- 
temberg, Bayern, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen, Rheinland-Pfalz 

2. HA für die Handklöppelei 

Räumlicher Zuständigkeitsbereich: Baden-Würt- 
temberg, Bayern, Hessen 

3. HA für die mechanische Haus- und Lohnwebe- 
rei 

Räumlicher Zuständigkeitsbereich: Baden-Würt- 
temberg, Bayern, Hamburg, Hessen 

4. HA für das Stopfen, Noppen, Plüstern und Ega- 
lisieren 

Räumlicher Zuständigkeitsbereich: Baden-Würt- 
temberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nord- 
rhein-Westfalen 

5. HA für die Herstellung von Rosenkränzen und 
Gebetsketten 

Räumlicher Zuständigkeitsbereich; Baden-Würt- 
temberg, Bayern, Nordrhein-Westfalen 

6. HA für Spielwaren aller Art (mit Ausnahme 
von Metallspielwaren), Christbaumschmuck, 
Festartikel und verwandte Artikel 

Räumlicher Zuständigkeitsbereich: Baden-Würt- 
temberg, Bayern, Berlin, Hamburg, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein- 
land-Pfalz, Schleswig-Holstein 
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7. HA für das Holz- und Schnitzstoffgewerbe 
Räumlicher Zuständigkeitsbereich: Baden- Würt- 
temberg, Bayern, Bremen, Hessen, Niedersach- 
sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 

8. HA für die Herstellung von Musikinstrumenten 
(ohne Harmonikas) 

Räumlicher Zuständigkeitsbereich: Bayern, Hes- 
sen 

9. HA für die Herstellung von Kartonagen 
Räumlicher Zuständigkeitsbereich: Baden- Würt- 
temberg, Bayern, Berlin, Hessen, Nordrhein- 
Westfalen, Schleswig-Holstein 

10. HA für die Diamantindustrie 

Räumlicher Zuständigkeitsbereich: Baden- Würt- 
temberg, Hessen, Rheinland-Pfalz 

11. HA für die Herstellung von Lederwaren, Kof- 
fern, Reise-, Sport- und Ausrüstungsartikeln 
einschließlich der Farblederzurichterei 
Räumlicher Zuständigkeitsbereich: Baden- Würt- 
temberg, Bayern, Berlin, Hamburg, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein- 
land-Pfalz 

12. HA für das Be- und Verarbeiten sowie für das 
Verpacken von Gummiartikeln 

Räumlicher Zuständigkeitsbereich: Baden- Würt- 
temberg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen 

13. HA für das Entschälen von Speisekrabben 
Räumlicher Zuständigkeitsbereich: Niedersach- 
sen, Schleswig-Holstein 


III. Heimarbeitsausschüsse (HA), deren Zuständig- 
keit sich auf das Gebiet eines Landes erstreckt 

1. HA für die Herstellung von Schneidwaren und 
Bestecken im Lande Nordrhein-Westfalen 

2. HA für die Kettenindustrie im Lande Nordrhein- 
Westfalen 

3. HA für die Seidenweberei im Lande Nordrhein- 
Westfalen 

4. HA für die Kunststoff- und Chemische Industrie 
im Lande Nordrhein-Westfalen 

5. HA für die Edelsteinindustrie in Rheinland-Pfalz 

6. HA für die Herstellung von Trinkhalmen in Nie- 
dersachsen 

B. Entgeltausschüsse 

Entgeltausschüsse (EA), deren Zuständigkeitsbe- 
reich sich auf das Bundesgebiet einschließlich Ber- 
lin erstreckt 

1. EA für fremde Hilfskräfte der Heimarbeit in der 
Herstellung von Herren- und Knabenoberbeklei- 
dung und verwandten Erzeugnissen 

2. EA für fremde Hilfskräfte der Heimarbeit in der • 
Herstellung von Damenoberbekleidung und ver- 
wandten Erzeugnissen 

3. EA für fremde Hilfskräfte der Heimarbeit in der 
Herstellung von Wäsche und verwandten Er- 
zeugnissen 


7 



